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Betrifft: 	EU Konsultation - vertikale Vereinbarungen


Bezug: 	Ihr Schreiben vom 15.07.2021
zust. Referent: Ginner Ulrike Mag.

.
Sehr geehrter Frau Mag. Ginner,
die Kammer für Arbeiter und Angestellte für Tirol nimmt zur EU-Konsultation betreffend die Überarbeitung der Gruppenfreistellungsverordnung für vertikale Vereinbarungen wie folgt Stellung:
Vertikale Vereinbarungen sind Abreden zwischen Unternehmen auf unterschiedlichen Ebenen der Produktions- oder Vertriebskette – also solchen die zueinander in einer Nachfrager-Anbieter-Beziehung stehen – die Bedingungen treffen, zu denen die beteiligten Unternehmen Waren oder Dienstleistungen beziehen, verkaufen oder weiterverkaufen dürfen. Derartige Vereinbarungen sind grundsätzlich als Wettbewerbsbeschränkungen vom Kartellverbot des Art 101 Abs 1 AEUV umfasst und dementsprechend untersagt. Gemäß Artikel 101 Absatz 3 AEUV können solche Vereinbarungen jedoch für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklärt werden, wenn sie bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Die Vertikal-Gruppenfreistellungsverordnung normiert jene Voraussetzungen, unter denen für vertikale Vereinbarungen eine Ausnahme vom Kartellverbot des Art 101 Abs 1 AEUV gilt. Die Vertikal-Leitlinien stellen dabei einen Auslegungsbehelf dar und erleichtern den Unternehmen die Selbstprüfung vertikaler Vereinbarungen und verringern dadurch die Befolgungskosten. 
Der gegenständliche Entwurf zur Reform der Vertikal-Gruppenfreistellungs-verordnung legt den Fokus auf die digitale Wirtschaft. Angesichts der erheblichen Weiterentwicklung der Vertriebslandschaft ist dies auch angebracht, zumal die aktuellen Regelungen zu vertikalen Vereinbarungen seit dem Jahr 2010 in Geltung stehen. 
Erwähnenswert ist hierbei, dass beispielsweise Doppelpreissysteme – das sind jene Systeme, bei denen ein und demselben Händler unterschiedliche Preise für Produkte berechnet werden, je nachdem ob sie online oder stationär verkauft werden – nicht mehr unter die verbotenen Kernbeschränkungen fallen sollen. Bedingung dafür ist unter anderem, dass die Differenzierung zwischen Online- und Offlineverkauf im Verhältnis zu den Kosten des jeweiligen Vertriebskanals steht. 
Ebenso soll die Anwendung des Gleichwertigkeitsgrundsatzes bei unterschiedlichen Vertriebssystemen gelockert werden. Bisher stellten Kriterien, die Abnehmern für den Onlinevertrieb auferlegt werden, die jedoch den Bedingungen für den stationären Vertrieb nicht gleichwertig sind, verbotene Kernbeschränkungen dar. Künftig sollen derartige Kriterien, die zwischen Onlinevertrieb und stationärem Handel unterscheiden, nicht mehr per se vom Kartellverbot umfasst sein. Derartige Vereinbarungen sollen in den Schutzbereich der Gruppenfreistellung miteinbezogen werden, soweit die Ungleichbehandlung nicht direkt oder indirekt bezwecken oder bewirken soll, Online-Verkäufe zu verhindern. 
Diese beiden Lockerungen sind durchaus zu begrüßen und zeigen, dass die Europäische Kommission den Online-Handel nun als eigenständigen Wirtschaftszweig dem stationären Handel gegenüber gleichwertig oder zumindest gleichbedeutend anerkannt hat und die geltenden Regeln den veränderten Marktentwicklungen anpassen will.  
Der gegenständliche Entwurf sieht jedoch auch Verschärfungen vor. So sollen Online-Plattformen, die mit Unternehmen konkurrieren, für die sie gleichzeitig Plattformdienste erbringen und damit eine hybride Funktion einnehmen, künftig überhaupt keine Freistellung mehr genießen. Aufgrund der immensen Bedeutung, die Online-Plattformen mittlerweile erlangt haben, dürfte diese Verschärfung entsprechendes Diskussionspotential liefern. Ein erheblicher Teil des Onlinehandels wird über Handelsplattformen wie Amazon Marketplace oder Zalando abgewickelt. Für Betreiber hybrider Handelsplattformen würde diese Verschärfung zu einem nicht unerheblichen Mehraufwand bei den Befolgungskosten führen. 
Aus Sicht der Händler*innen ist die Verschärfung jedoch durchaus nachvollziehbar und zu begrüßen. Zwar profitieren Händler*innen von der hohen Kundenreichweite derartiger Plattformen, allerdings bezahlen sie dafür mitunter einen hohen Preis. Am Beispiel Amazon lässt sich veranschaulichen, wie Produkte, die einen nennenswerten Absatz finden, schließlich von Amazon eingekauft und zu günstigeren Konditionen – wie dem berühmten Gratisversand – selbst verkauft werden. Es dürfte wohl nicht im Sinne der Händler*innen sein, dass sie für die Nutzung des Marketplace zunächst Gebühren zahlen müssen, um dann mitanzusehen, wie ihre Waren gleichzeitig vom Marketplace-Betreiber Amazon günstiger angeboten werden.  
Aus Verbraucher*innensicht dürften sich die Neuerungen zu Paritätsverpflichtungen („Meistbegünstigungsklauseln“), welche in den letzten Jahren insbesondere im Kontext mit Hotelbuchungsplattformen wiederholt für Diskussionen gesorgt haben, als äußerst interessant erweisen. Paritätsklauseln verpflichten ein Unternehmen dazu, seinem Vertragspartner die gleichen oder besseren Konditionen anzubieten, wie auf anderen Vertriebs- oder Vermarktungskanälen (z.B. anderen Plattformen – „weite“ Paritätsverpflichtung) oder über den Direktvertriebskanal des Unternehmens selbst (z.B. eigene Website – „enge“ Paritätsverpflichtung). 
Nach aktuell geltendem EU-Recht, sind beide Formen von Paritätsklauseln von der Vertikal-GVO umfasst und verstoßen damit nicht gegen das Kartellverbot des Art 101 AEUV, obwohl sich nationale Wettbewerbsbehörden mehrfach gegen derartige Praktiken ausgesprochen haben. 
Für Beherbergungsbetriebe, die Hotelbuchungsplattformen nutzen – was sich mittlerweile für die Gästeakquise als fast unerlässlich entwickelt hat – bedeutet dies konkret Folgendes: Hotelbetreibern ist es vertraglich untersagt, ihre Zimmer und Leistungen auf anderen Plattformen oder der eigenen Website zu günstigeren Konditionen anzubieten. Die Bundeswettbewerbsbehörde (BWB) hat in den letzten Jahren mehrfach auf die wettbewerbsbeschränkende Wirkung derartiger Paritätsverpflichtungen hingewiesen und in Zusammenarbeit mit nationalen Interessenvertretungen der Hotelleriebranche diesbezügliche Erhebungen durchgeführt.
Der gegenständliche Entwurf sieht nun vor, dass die von Anbietern von Online-Vermittlungsdiensten auferlegten plattformübergreifenden (weiten) Paritätsverpflichtungen nicht mehr unter die Gruppenfreistellung fallen und künftig einer Einzelprüfung nach Art 101 AEUV daraufhin unterzogen werden müssen, ob sie sich wettbewerbsbeschränkend auswirken. Enge Paritätsklauseln sollen hingegen weiterhin vom Kartellverbot freigestellt bleiben, sofern der auf jedes an der Vereinbarung beteiligte Unternehmen entfallende Marktanteil den Schwellenwert von 30 % nicht übersteigt. 
Die Europäische Kommission geht davon aus, dass derartige vertikale Vereinbarungen keine schwerwiegende Wettbewerbsbeschränkung darstellen und zu einer Verbesserung des Vertriebs sowie zu einer angemessenen Beteiligung der Verbraucher*innen an dem daraus entstehenden Gewinn führen. 
Aus Verbraucher*innensicht ist dies jedoch nicht nachvollziehbar. Es stellt sich die Frage, inwiefern Verbraucher*innen davon (mehr) profitieren sollten, wenn ein Hotel – welches in einem Vertragsverhältnis mit einer Hotelbuchungsplattform steht – seine Zimmer über die eigene Website nicht zu günstigeren Konditionen anbieten darf, als über die Hotelbuchungsplattform. Derartige Einschränkungen nehmen Hotels den Anreiz bzw. sogar die Möglichkeit Stammkund*innen Zimmer zu Sondertarifen anzubieten. Außerdem besteht die Gefahr, dass auf diese Weise die Gästeakquise über andere Kommunikationskanäle gehemmt wird. Mittlerweile sehen einige namhafte Buchungsplattformen nach Intervention nationaler Wettbewerbsbehörden von engen Paritätsklauseln ab oder wenden diese nur noch in abgemilderter Form an. Dennoch darf bezweifelt werden, dass Verbraucher*innen lieber eine allenfalls „angemessene Beteiligung am daraus entstehenden Gewinn“ erhalten – was voraussetzen würde, dass Buchungsplattformen diesen Gewinn überhaupt weiterverrechnen – als schlichtweg einen günstigeren und mitunter auch transparenter gestalteten Preis vom Hotel selbst bekommen.  
Der Onlinehandel hat in den letzten Jahren immens an Bedeutung und Volumen gewonnen. Dies hat sich im Zuge der COVID-Pandemie einmal mehr bestätigt. Auch wenn dies natürlich einen großen Vorteil für Konsument*innen bedeutet, darf nicht außer Acht gelassen werden, dass der größte Profiteur wohl die digitale Wirtschaft selbst ist. Es besteht die Gefahr, dass mit steigender Vielfalt und wachsendem Angebot gleichzeitig die Transparenz für Verbraucher*innen sinkt. Um diesem Problem gerecht zu werden, sollte die Europäische Kommission die Bedenken nationaler Wettbewerbsbehörden ernst nehmen und die Verbraucher*innen in den Entscheidungskontext miteinbeziehen.

Mit freundlichen Grüßen


Der Präsident:							Der Direktor:




Erwin Zangerl							Mag. Gerhard Pirchner
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